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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die politischen Parteien 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Beschluß vom 9. März 
1976 entschieden, ein Ausschluß der unabhängigen Bewerber 
von der Wahlkampfkostenerstattung sei mit dem in Artikel 38 
Abs. 1 Satz 1 GG enthaltenen Grundsatz der Chancengleich- 
heit aller Wahlbewerber nicht vereinbar. 

Daraus ergibt sich die verfassungsrechtliche Pflicht des Ge- 
setzgebers, die gesetzliche Regelung über die Wahlkampf- 
kostenerstattung mit rückwirkender Kraft entsprechend zu er- 
gänzen. 


B. Lösung 

Die nachstehende Änderung des Parteiengesetzes stellt unab- 
hängige Bewerber hinsichtlich der Wahlkampfkostenerstat- 
tung den politischen Parteien gleich, für die eine Landesliste 
nicht zugelassen war. 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Aus der Bundestagswahl 1969 entstehen Kosten von ca. 75 000 
DM. Die künftigen Kosten sind nicht abschätzbar. 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die poiitischen Parteien 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 18 des Gesetzes über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz) vom 24. Juli 1967 (BGBl. I S. 773), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 1974 
(BGBl. I S. 1537), wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Bewerber eines nach Maßgabe der §§ 18 und 20 
des Bundeswahlgesetzes von Wahlberechtigten 
eingereichten Wahlvorschlages, sofern sie min- 
destens 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis 
abgegebenen gültigen Erststimmen erreicht ha- 
ben." 

2. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. Hinter 
den Worten „nach Absatz 3 Nr. 2" werden die 

Bonn, den 17. Oktober 1979 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


Begründung 


Das Bundesverfassungsgericht hat auf die Verfas- 
sungsbeschwerde eines parteiunabhängigen Bewer- 
bers für die Bundestagswahl 1969 am 9. März 1976 
entschieden, ein Ausschluß der unabhängigen Be- 
werber von der Wahlkampfkostenerstattung sei 
mit dem in Artikel 38 Abs. 1 Satz 1 GG enthaltenen 
Grundsatz der Chancengleichheit aller Wahlbewer- 
ber nicht vereinbar. 

Das Gericht hat in den Entscheidungsgründen aus- 
geführt, aus der Feststellung der Grundrechtsver- 
letzung ergebe sich die verfassungsrechtliche Pflicht 
des Gesetzgebers, die gesetzliche Regelung mit rück- 
wirkender Kraft entsprechend zu ergänzen. Dies er- 
fordert eine Ergänzung des § 18 des Parteiengeset- 
zes, der die Erstattung der Wahlkampfkosten re- 
gelt. 

Aus Gleichbehandlungsgründen erscheint es ange- 
messen, parteiunabhängige Bewerber hinsichtlich 


Worte „sowie die auf Bewerber nach Absatz 4" 
eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 28. Juli 1967 
in Kraft, mit der Maßgabe, daß für die Bundestags- 
wahlen 1969 und 1972 die Wahlkampfkosten für 
Bewerber im Sinne des § 18 Abs. 4 mit einem Be- 
trag von 2,50 Deutsche Mark für jede Erststimme 
im Wahlkreis erstattet werden und ein Abzug die- 
ser Erstattungsbeträge für diese Wahlen von dem 
Wahlkampfkostenpauschale nach § 18 Abs. 5 Par- 
teiengesetz nicht stattfindet. 


der Anspruchsvoraussetzungen und der Bemessung 
der Pauschale ebenso zu behandeln wie politische 
Parteien, für die eine Landesliste nicht zugelassen 
war (§ 18 Abs. 2 Nr. 2 des Parteiengesetzes). Dies 
bedeutet, daß der Bewerber mindestens 10 v. H. der 
in dem Wahlkreis abgegebenen gültigen Erststim- 
men erreicht haben muß, um Anspruch auf ein 
Wahlkampfkostenpauschale zu haben. 

Bei den Bundestagswahlen 1969 und 1972 betrug 
das Pauschale nach § 18 Abs. 3 Nr. 2 2,50 DM für 
jede abgegebene gültige Erststimme. Für diese Wah- 
len ist daher in Artikel 3 des Gesetzes der ent- 
sprechende Erstattungssatz vorgesehen. 

Für die Bundestagswahl 1969 liegen Erstattungsfor- 
derungen von ca. 75 000 DM vor. Weiiere Forde- 
rungen aus vergangenen Wahlen sind nicht be- 
kannt. Für die Zukunft ist eine Kostenschätzung 
nicht möglich. 
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